	zwischen dem
Kreis Euskirchen
als Träger des Rettungsdienstes
53877 Euskirchen

	- nachstehend „Auftraggeber genannt“ -

	
und


	[wird bei Beauftragung ergänzt]
- nachstehend „Auftragnehmer“ genannt-

	
über
die Mitwirkung innerhalb des öffentlichen Rettungsdienstes des Kreises Euskirchen
am Standort Kall-Keldenich


Öffentlich-rechtlicher Vertrag
zu der Mitwirkung von anerkannten Hilfsorganisationen
im öffentlichen Rettungsdienst des Kreises Euskirchen
gemäß § 13 Rettungsgesetz NRW

Vorbemerkung
Der Auftraggeber ist in seinem Hoheitsgebiet Träger des bodengebundenen Rettungsdienstes gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung und den Krankentransport durch Unternehmer (Rettungsgesetz NRW - RettG NRW). In dieser Eigenschaft ist der Auftraggeber gesetzlich zur Sicherstellung des öffentlichen Rettungsdienstes gemäß § 2 RettG NRW verpflichtet. 
Gemäß § 13 Abs. 1 RettG NRW kann der Auftraggeber die Durchführung des Rettungsdienstes unter Beachtung der § 13 Abs. 2 bis 5 RettG NRW auf Dritte durch öffentlich-rechtlichen Vertrag übertragen. Von dieser Möglichkeit macht der Auftraggeber vorliegend Gebrauch.
Der Auftraggeber hat sich entschieden, ausschließlich gemeinnützige Organisationen oder Vereinigungen im Sinne der Rechtsprechung des EuGH (Urt. v. 21. März 2019 – Rs. 465/17) zu beauftragen, so dass die Bereichsausnahme gemäß § 107 Abs. 1 Nr. 4 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) Anwendung findet. Der Auftraggeber hat seine Absicht zum Vertragsschluss veröffentlicht und ein transparentes verwaltungsrechtliches Auswahlverfahren durchgeführt. Der Auftragnehmer hat sich an diesem Verfahren beteiligt und wird hiermit nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen mit der Durchführung von Aufgaben des Rettungsdienstes beauftragt. 
Dieser Vertrag ist zugleich Betrauungsakt i. S. v. Art. 4 des Beschlusses der Kommission vom 20. Dezember 2011 über die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind, ABl. (EU) Nr. L 7 vom 11.1.2012, S. 3.
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1 [bookmark: _Toc99528465][bookmark: _Toc186715533]Vertragsgegenstand
1.1 Gegenstand dieses öffentlich-rechtlichen Vertrages ist die Übertragung der Durchführung bodengebundener Rettungsdienstleistungen im Umfang gemäß Anlage Nr. 1 auf den Auftragnehmer als gemeinnützige Organisation oder Vereinigung im Sinne von § 107 Abs. 1 Nr. 4 GWB.
1.2 Der Auftragnehmer wird für den Auftraggeber als Verwaltungshelfer tätig. Er handelt insoweit nach den Anweisungen des Auftraggebers (§ 13 Abs. 1 RettG NRW). 
1.3 [bookmark: _Ref113005861]Unbeschadet spezieller Weisungsregelungen sowie der durch diesen Vertrag unberührten Weisungsbefugnisse des Auftragnehmers gegenüber seinen Mitarbeitern, einschließlich Dienstplangestaltung, Arbeitszeiten und der Eingliederung der Mitarbeiter in den Dienstbetrieb des Auftragnehmers, ist der Auftraggeber im Einzelfall dazu berechtigt, dem Auftragnehmer allgemeine Weisungen zur Durchführung dieses Vertrags, z. B. über den Leistungsgegenstand sowie die Zusammenarbeit des Auftragnehmers mit den anderen in seinem Einsatzbereich (Rettungsdienstbereich) im öffentlichen Rettungsdienst tätigen Organisationen, Stellen und Unternehmern, zu erteilen, sofern dies zur Sicherstellung einer einheitlichen und gleichmäßigen Erfüllung der Aufgaben des Rettungsdienstes nach Maßgabe des ihm obliegenden Sicherstellungsauftrags notwendig ist. 
2 [bookmark: _Toc99528466][bookmark: _Toc186715534]Vertragsbestandteile
Dieser öffentlich-rechtliche Vertrag besteht aus diesem Vertragstext sowie den Anlagen
1. Leistungsbeschreibung, ggf. in der durch Bewerberinformationen während des Auswahlverfahrens ergänzten oder geänderten Form;
2. Preisblatt;
3. Qualitätskonzept(e) des Auftragnehmers vom [...];
4. „Besondere Vertragsbedingungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur Einhaltung des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (BVB Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen)“
Bei etwaigen Abweichungen oder Widersprüchen gelten die Bestandteile dieses Vertrags in der vorstehenden Reihenfolge.
3 [bookmark: _Toc99528467][bookmark: _Toc186715535]Leistungsanforderungen
3.1 Die Leistungsanforderungen für die Durchführung der Rettungsdienstleistungen auf Grundlage der Beauftragung nach § 13 Abs. 1 RettG NRW richten sich auch hinsichtlich des Umfangs nach den Bestimmungen dieses Vertrags sowie den Anlagen Nr. 1 und 3.
3.2 [bookmark: _Ref64627535]Der Auftragnehmer ist verpflichtet, sämtliche Leistungsanforderungen über die vollständige Laufzeit des Vertrags aufrechtzuerhalten und zu gewährleisten. 
3.3 [bookmark: _Ref113613170]Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die im Rahmen des Auswahlverfahrens nachgewiesene Gemeinnützigkeit während der gesamten Vertragslaufzeit aufrechtzuerhalten. Gemeinnützigkeit im Sinne dieses Vertrages bedeutet:
das satzungsmäßige Ziel des Auftragnehmers besteht in der Erfüllung sozialer Aufgaben,
er verfolgt keine erwerbswirtschaftliche Tätigkeit, und
etwaige Gewinne werden reinvestiert, um das satzungsmäßige Ziel zu erreichen.
Der Auftragnehmer muss dem Auftraggeber das Fortbestehen der Gemeinnützigkeit während der Vertragslaufzeit jederzeit auf Anforderung durch Vorlage geeigneter Unterlagen/Nachweise nachweisen.
3.4 Der Auftragnehmer muss dem Auftraggeber auf Anforderung das Fortbestehen des strukturierten Qualitätssicherungsverfahrens gemäß Ziffer 2.4 der Anlage Nr. 1 durch Vorlage geeigneter Unterlagen/Nachweise nachweisen.
3.5 Belange des Datenschutzes finden umfassend Berücksichtigung. Der Auftragnehmer willigt ein, dass ein telemedizinisches Assistenzsystem (Telenotarzt) in die rettungsdienstliche Leistungserbringung des Auftragnehmers seitens des Auftraggebers integriert ist. Der Auftragnehmer ist hierbei kostenfrei gestellt. Arbeitsrechtliche Belange zur verpflichtenden Teilnahme des Auftragnehmerpersonals an den vorgenannten Erfordernissen sind durch den Auftragnehmer selbst zu vertreten.
4 [bookmark: _Toc99528468][bookmark: _Toc186715536]Nutzung der Rettungsmittel und Rettungswachen des Auftraggebers
4.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle vom Auftraggeber zur Nutzung im Rahmen dieses Vertrages überlassenen Ressourcen (z. B. Rettungsmittel einschließlich medizintechnischer Ausstattung, ggf. Rettungswachen) schonend und pfleglich zu behandeln, sodass eine jederzeitige Funktions- und Einsatzbereitschaft sichergestellt ist (siehe Anlage Nr. 1).
4.2 Anweisungen des Auftraggebers zum Umgang mit überlassenen Ressourcen sind zu beachten. Das Personal des Auftragnehmers und etwaige Dritte, welche im Rahmen der Leistungserbringung durch den Auftragnehmer Zugang zu überlassenen Ressourcen erhalten, sind zur Beachtung von Anweisungen des Auftraggebers zu verpflichten. 
4.3 Soweit Dritte im Rahmen der Leistungserbringung durch den Auftragnehmer Zugang zu überlassenen Ressourcen erhalten sollen, ist dies dem Auftraggeber vorab in Textform anzuzeigen. Der Auftraggeber kann die Zugangsgewährung wegen fehlender Notwendigkeit für die Leistungserbringung oder wegen in der Person des Dritten liegenden Gründen untersagen. 
5 [bookmark: _Toc99528469][bookmark: _Toc186715537]Vergütung 
5.1 [bookmark: _Ref113007872]Der Auftragnehmer erhält für die Leistungen nach diesem Vertrag die Vergütung gemäß Anlage Nr. 2. Mit den Preisen gemäß Anlage Nr. 2 sind – sofern nachfolgend nicht ausdrücklich abweichend geregelt – sämtliche Leistungen gemäß Anlage Nr. 1 abgegolten, inklusive hierfür etwa erforderlicher Nebenleistungen bzw. Nebenkosten.
5.2 [bookmark: _Ref113533022]Das vom Auftraggeber zu entrichtende Leistungsentgelt für die Grundleistungen ist in monatlichen Raten von 1/60 (einem Sechzigstel) des Pauschal-Gesamtpreises („Gesamtpreis für 5 Jahre“ gemäß Anlage Nr. 2) jeweils bis zum 5. Werktag des auf den Leistungsmonat folgenden Kalendermonats auf das folgende Konto des Auftragnehmers 
[wird bei Beauftragung ergänzt] 
zu überweisen. 
5.3 Die Gebührenerhebung für die Leistungen des Rettungsdienstes des Kreises Euskirchen erfolgt ausschließlich und zentral durch den Auftraggeber und ist damit für die erbrachten rettungsdienstlichen Leistungen abschließend. Jegliche darüber hinaus gehenden Forderungen gegenüber Leistungsnehmern (Patienten) oder dem Zahlungspflichtigen durch den Auftragnehmer sind unzulässig.
5.4 Der Auftragnehmer ist im Rahmen der Bestrebungen des Auftraggebers zur Herstellung des Einvernehmens mit den Verbänden der Krankenkassen und dem Landesverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften im Sinne des § 14 Abs. 2 RettG NRW verpflichtet, den Auftraggeber zu unterstützen und im Bedarfsfall zur Mitwirkung, z. B. durch Einwilligung in die vollständige oder teilweise Offenlegung seiner Angebots- und Kostenstruktur gegenüber den Kostenträgern, verpflichtet. 
5.5 [bookmark: _Ref114477502]Gegenstand der pauschalen Vergütung („Durchschnittspreis pro Jahr GESAMT“) darf nur dasjenige sein, was unter Berücksichtigung eines angemessenen Gewinns erforderlich ist, um die bei dem Auftragnehmer durch die vereinbarte Sicherstellung der Rettungsdienstleistungen für den Auftraggeber verursachten Nettokosten auszugleichen. Dies stellt der Auftragnehmer durch eine geeignete getrennte Buchführung sicher, aus der hervorgehen sollte: Die verschiedenen Tätigkeiten, die mit jeder Tätigkeit verbundenen Kosten und Einnahmen sowie das Verfahren der Zuordnung und Zuweisung von Kosten und Einnahmen. Als angemessener Gewinn gemäß Art. 5 Abs. 8 des Beschlusses 2012/21/EU gilt eine Umsatzrendite in Höhe von 1 %. Übersteigt der festgestellte Gewinn diese Grenze, steht es dem Auftragnehmer frei, eine ggf. gleichwohl bestehende Angemessenheit des Gewinns im Sinne von Art. 5 Abs. 8 des Beschlusses 2012/21/EU durch gesonderten Nachweis (z. B. Sachverständigengutachten) zu belegen. 
5.6 [bookmark: _Ref64631741]Wird festgestellt, dass eine Überkompensation vorliegt, ist der Auftragnehmer verpflichtet, die Überkompensation innerhalb eines Monats ab Übermittlung des Kontrollergebnisses (siehe Ziffer 9) an den Auftraggeber auf ein zu benennendes Konto zuzüglich Zinsen zurückzuerstatten. Der Auftragnehmer unterwirft sich insoweit der sofortigen Vollstreckung gemäß den vertraglichen Vereinbarungen. Die Berechnung der Zinsen erfolgt auf Grundlage der im Zeitpunkt der Erstattung geltenden gemeinschaftsrechtlichen Regelungen über die Verzinsung rechtswidrig gewährter Beihilfen (im Zeitpunkt des Vertragsschlusses: Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004). Übersteigt eine festgestellte Überkompensation die zulässige Ausgleichsleistung im abgelaufenen Geschäftsjahr um nicht mehr als 10 %, kann sie auf das nächste Geschäftsjahr übertragen und von dem für diese/s Geschäftsjahr/e zu zahlenden Ausgleich abgezogen werden. 
5.7 Die vereinbarten Preise (pauschale Vergütung gemäß Anlage Nr. 2) sind brutto, das heißt einschließlich einer etwaig auf die Leistungen anfallender Umsatzsteuer sowie aller sonstigen Abgaben und Steuern zu verstehen.
5.8 Reisekosten können im Einzelfall (insbesondere bei notwendigen Dienstreisen) nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den Auftraggeber erstattet werden. Reisekosten für die Teilnahme an Fortbildungen durch den Auftraggeber nach §5 Abs. 4 RettG NRW oder sonstige erforderliche Unterweisungen und Informationsveranstaltungen im Rettungsdienst im Kreisgebiet des Auftraggebers werden nicht erstattet. 
6 [bookmark: _Toc99528470][bookmark: _Ref99556610][bookmark: _Ref113007644][bookmark: _Toc186715538]Änderungen des Leistungsumfangs und -orts während der Vertragslaufzeit
6.1 [bookmark: _Ref65062084]Der Auftraggeber ist berechtigt, den Leistungsumfang und -ort während der Vertragslaufzeit nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen einseitig zu ändern.
6.2 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Ort der Rettungswache gemäß den Vorgaben der Leistungsbeschreibung zu verlegen. Dies umfasst die vertraglich vereinbarte Verlegung des Betriebs von der durch den Auftragnehmer zu stellenden Interimswache (Phase 1) in die vom Auftraggeber zu stellende kreiseigene Rettungswache im Rettungsbereich Kall-Keldenich (Phase 2) nach deren Fertigstellung und Betriebsbereitschaft. 
6.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Rettungsdienstbetrieb nahtlos und termingerecht in die vom Auftraggeber gestellte Rettungswache zu verlagern. Die Pflicht des Auftragnehmers zur Gestellung der Interimswache auf eigene Kosten endet mit dem Tag der betriebsfertigen Übergabe der neuen Rettungswache durch den Auftraggeber.
6.4 Für den Umzug von der Interimswache in die vom Auftraggeber gestellte Wache (Wechsel von Phase 1 zu Phase 2) gilt eine Ankündigungsfrist von mindestens drei Monaten.
7 [bookmark: _Toc99528471][bookmark: _Toc186715539]Vergütungsanpassung und Vergütungskürzung 
Werden Leistungen oder anteilige Leistungen durch den Auftragnehmer im Leistungszeitraum zeitweise nicht erbracht, so wird folgende Leistungsentgeltreduzierung durch den Auftraggeber vorgenommen:
	𝐿𝑒𝑖𝑠𝑡𝑢𝑛𝑔𝑠𝑒𝑛𝑡𝑔𝑒𝑙𝑡𝑟𝑒𝑑𝑢𝑧𝑖𝑒𝑟𝑢𝑛𝑔
	=
	L𝑒𝑖𝑠𝑡𝑢𝑛𝑔𝑠𝑒𝑛𝑡𝑔𝑒𝑙𝑡 𝑝𝑟𝑜 𝑀𝑜𝑛𝑎𝑡
	

∗ 𝑉𝑜𝑙𝑙𝑒 𝑢𝑛𝑑 𝑎𝑛𝑔𝑒𝑓𝑎𝑛𝑔𝑒𝑛𝑒 ℎ𝑎𝑙𝑏𝑒   
   𝑆𝑡𝑢𝑛𝑑𝑒𝑛 𝑛𝑖𝑐ℎ𝑡𝑒𝑟𝑏𝑟𝑎𝑐ℎ𝑡𝑒𝑟   
   𝐿𝑒𝑖𝑠𝑡𝑢𝑛𝑔

	
	
	𝐿𝑒𝑖𝑠𝑡𝑢𝑛𝑔𝑠𝑠𝑡𝑢𝑛𝑑𝑒𝑛 𝑖𝑚 𝑀𝑜𝑛𝑎𝑡 
	



(Berechnung Leistungsausfall: 
Leistungsentgelt pro Monat dividiert durch Leistungsstunden eines Monats. Der resultierende Quotient multipliziert mit voller Stunde und je angefangene halbe Stunde der entsprechenden nicht erbrachten Leistung entspricht Monat bezogener Reduzierungsbetrag zum monatlichen Leistungsentgelt.)
Dies gilt nicht, soweit der Grund für die Nichterbringung der Leistung durch den Auftraggeber zu vertreten ist. Im Übrigen gelten die Regelungen gemäß Ziffer 10. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers, z.B. auf Schadensersatz, bleiben unberührt. 
[bookmark: _Ref113538904][bookmark: _Hlk113539331]Soweit der Auftragnehmer Auszubildende zum Notfallsanitäter als Produktivkräfte einsetzt, hat er den zeitlichen Umfang von deren Einsatz zu dokumentieren. Ein Ausgleich der Differenz zwischen den Kosten für den Einsatz vollausgebildeten Personals zu denjenigen für den Einsatz von Auszubildenden findet im Rahmen einer Jahresausgleichsrechnung statt. Dabei wird die Differenz zwischen den, vom Auftragnehmer darzulegenden, Kosten für den Einsatz von Rettungssanitätern pro Stunde zu den Kosten für den Einsatz von Auszubildenden zum Notfallsanitäter pro Stunde gemäß dem Erlass zur Finanzierung der Ausbildung von Notfallsanitätern des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW (MAGS) vom 23.07.2024 (Az. 93.21.02.03-000002) bzw. der zum Einsatzzeitpunkt gültigen Nachfolgeregelung mit der Summe der Stunden, in denen im zurückliegenden Kalenderjahr Auszubildende als Produktivkräfte eingesetzt wurden, multipliziert. Diese Jahresausgleichsrechnung, inklusive der Dokumentation des Umfangs des Einsatzes von Auszubildenden, ist dem Auftraggeber durch den Auftragnehmer jeweils spätestens bis zum 31. März des Folgejahres vorzulegen. Der Auftraggeber ist berechtigt, den Ausgleichsbetrag mit Zahlungen gemäß Ziffer 5.2 zu verrechnen. Für die Darlegung von Kosten und die Prüfung der Ausgleichsrechnung gemäß dieser Ziffer gilt Ziffer 9 entsprechend. 
Setzt der Auftragnehmer im Rahmen der Leistungsausführung Auszubildende zum Notfallsanitäter, deren Ausbildungskosten von einem anderen Rettungsdienstträger als dem Auftraggeber erstattet werden, als Produktivkräfte ein, hat er dies dem Auftraggeber anzuzeigen und in der Dokumentation gemäß Ziffer 7.3 als Doppelverwendung zu vermerken. Der Kostenausgleich gemäß Ziffer 7.3 beträgt in diesem Fall die vollständigen Kosten des Einsatzes von Rettungssanitätern in dem entsprechenden Umfang. 
[bookmark: _Toc186715540]7a.	Sonderfall: Personalmehrkosten infolge Tarifsteigerungen
7a.1	Der Auftragnehmer hat frühestens für den zweiten Jahreszeitraum seiner Beauftragung einen Anspruch auf Verhandlungen mit dem Auftraggeber über eine Anpassung des Pauschalfestpreises gemäß Ziff. 5.1 und 5.2 wegen Lohnerhöhungen nach Vertragsschluss, wenn folgende Voraussetzungen kumulativ vorliegen:
a) Der Auftragnehmer ist im Hinblick auf die Vergütung der für den Vertrag eingesetzten Mitarbeiter an einen Tarifvertrag gebunden, der seiner Angebotskalkulation zugrunde lag.
b) Die Personalmehrkosten sind ausschließlich auf den turnusmäßigen Neuabschluss des Tarifvertrags zurückzuführen.
c) Der neue Tarifvertrag sieht für die für den Vertrag eingesetzten Mitarbeiter im Zeitpunkt des Neuabschlusses angewendeten Entgeltgruppen eine höhere Vergütung vor.
d) Der Auftragnehmer kann die tatsächliche Zahlung des erhöhten Arbeitsentgeltes an die eingesetzten Mitarbeiter auf Anforderung anhand geeigneter Unterlagen (z. B. durch die Vorlage der Lohnbuchhaltung) nachweisen.
e) Die geltend gemachten Personalmehrkosten sind im Hinblick auf die in Bezug genommene Mitarbeiteranzahl auf die mit Angebotsabgabe kalkulierten Vollzeit-Äquivalente beschränkt.
f) Die jeweils geltend gemachte Entgelterhöhung überschreitet die Steigerungsrate nach dem jeweils letzten Tarifabschluss des TVöD VKA für den Geltungszeitraum des Vertrags nicht. Für den Fall, dass der TVöD VKA eine Staffelung der Erhöhung vorsieht, findet nur die jeweils aktuelle Steigerung für den Geltungs-zeitraum Anwendung. 
7a.2	Liegen die Voraussetzungen gemäß Ziff. 7a.1 vor, wird die Höhe der zusätzlichen monatlichen Erstattung wie folgt ermittelt:
a) Der Auftragnehmer weist seine bisherigen Personalkosten (d.h. Lohn- und Gehaltskosten der für den Vertrag eingesetzten Mitarbeiter) (ausgenommen Fort- und Ausbildungskosten sowie die Kosten für die Aus- und Fortbildung der Notfallsanitäter) unter Benennung der aktuellen Entgeltgruppen beschränkt auf die mit Angebotsabgabe kalkulierten Vollzeit-Äquivalente nach (alte Personalkosten)
b) Der Auftragnehmer ergänzt die Übersicht gemäß lit. a) um die Steigerungsraten je Entgeltgruppe und ggf. den Zeitpunkt für den Fall von Staffelungen nach Maßgabe des neuen Tarifvertrags (neue Personalkosten).
c) Der zusätzliche monatliche Erstattungsbetrag entspricht dem Differenzbetrag zwischen den neuen Personalkosten und den alten Personalkosten.
7a.3	Wenn der Auftragnehmer eine Anpassung der Vergütung gemäß Ziff. 7a.1 verlangt, muss er dem Auftraggeber die Höhe der geforderten zusätzlichen Vergütung oder Entgeltanpassung durch geeignete Nachweise belegen und eine nachvollziehbare Berechnung auf der Grundlage seiner Urkalkulation und seines Preisangebotes beibringen.

8 [bookmark: _Toc68776359][bookmark: _Toc99528472][bookmark: _Toc186715541]Prüfungs- und Kontrollrechte des Auftraggebers
8.1 Der Auftraggeber ist berechtigt, die Einrichtungen des Auftragnehmers, soweit sie für den Rettungsdienst zur Verfügung stehen, in personeller und sachlicher Hinsicht auf Ordnungsmäßigkeit und Leistungsstand jederzeit zu überprüfen, im begründeten Einzelfall auch unangekündigt. Dies gilt uneingeschränkt auch für die Einrichtung und Wartung funktechnischer und datentechnischer Ausstattung von Fahrzeugen und der Liegenschaft/Räumlichkeit der Rettungswache. Der Auftraggeber und seine Aufsichtsbehörden sind außerdem dazu berechtigt, selbst sowie durch Beauftragte die zur Nutzung überlassenen Rettungsmittel des Auftraggebers inklusive der Bestückung, im begründeten Einzelfall auch unangekündigt, zu besichtigen und im Hinblick auf die Erfüllung der Leistungsanforderungen gemäß Anlage Nr. 1 zu überprüfen. Der Auftraggeber ist ferner dazu berechtigt, die Einrichtungen des Auftragnehmers an dem zu besichtigen und im Hinblick auf die Erfüllung der Leistungsanforderungen gemäß Anlage Nr. 1 überprüfen zu lassen.
8.2 Der Auftraggeber ist auch dazu berechtigt, das zur Leistungsausführung eingesetzte Personal zu überprüfen. Ziffer 1.3 bleibt unberührt. 
8.3 Der Auftragnehmer ist dazu verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und sämtliche zur Prüfung der ordnungsgemäßen Leistungserbringung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Die im Betrieb des Auftragnehmers über Vorhaltung und Einsatz der Rettungsmittel sowie über die Organisation und Bewirtschaftung der Rettungswachen geführten Unterlagen sind auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen. Die Bestimmungen der Datenschutzgesetze bleiben unberührt. Dies gilt auch für die Umsetzung der Aus- und Fortbildungsverpflichtung gemäß Anlage Nr. 1.
8.4 Der Auftraggeber ist bei Vorliegen eines berechtigten Interesses dazu befugt, Geschäftsbücher, Unterlagen und Schriften, die die Durchführung dieses Vertrages betreffen, einzusehen. Hierzu gehören auch Buchführungsunterlagen zum Nachweis des Nichtvorliegens einer Überkompensation oder einer Quersubventionierung anderer nicht vertragsgegenständlicher Leistungen durch den jährlichen Pauschal-Gesamtpreis (siehe hierzu nachfolgend unter Ziff. 9).
9 [bookmark: _Ref64631363][bookmark: _Toc99528473][bookmark: _Toc186715542]Dokumentation/Jahresabschluss/Kontrolle von Überkompensationen
9.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle das laufende Geschäftsjahr betreffende Abrechnungen/Rechnungen zu den jeweils geforderten Zeitpunkten, spätestens jedoch bis zum 31. März des folgenden Geschäftsjahres vorzulegen. 
9.2 Der Auftragnehmer ist verpflichtet während der Vertragslaufzeit und für einen Zeitraum von zehn Jahren nach Beendigung des Vertrags alle Unterlagen vorzuhalten, die notwendig sind, um eine Überprüfung des gewährten Ausgleichs unter beihilferechtlichen Gesichtspunkten zu ermöglichen. Insbesondere sind sämtliche Unterlagen im Zusammenhang mit der Vergütungsberechnung und Überkompensationskontrolle aufzubewahren und dem Auftraggeber auf Anfrage unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.
9.3 Zur Kontrolle von Überkompensationen fordert der Auftraggeber mindestens zum Ende der Vertragslaufzeit die von einem Wirtschaftsprüfer testierten Jahresabschlüsse des Auftragnehmers an. Aus den Jahresabschlüssen muss sich die getrennte Buchführung sowie die ordnungsgemäße Zuordnung der Kosten für das Vorjahr gemäß Ziff. 5.7 ergeben. 
9.4 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber oder dem mit der Kontrolle Beauftragten auf Anfrage weitere Unterlagen zur Verfügung zu stellen, die dieser für eine ordnungsgemäße Durchführung der Kontrolle von Überkompensationen benötigt.
10 [bookmark: _Toc99528474][bookmark: _Ref113464633][bookmark: _Toc186715543]Anzeigepflichten des Auftragnehmers, Ersatzbeauftragung und Selbsteintrittsrechte des Auftraggebers
10.1 Kann der Auftragnehmer die vertraglichen Leistungen teilweise oder in Gänze nicht erbringen, so hat er dies der Kreisleitstelle des Auftraggebers sofort anzuzeigen. Dem Auftragnehmer muss bewusst sein, dass die zu erbringenden Leistungen die Notfallversorgung der Bevölkerung im Kreis Euskirchen sicherstellen. Zeichnet sich für den Auftragnehmer ab, dass er den beauftragten Leistungsumfang vorübergehend oder dauerhaft nicht mehr im vertraglich vereinbarten Maße erbringen kann, so ist er verpflichtet, dies dem Auftraggeber unverzüglich in Textform anzuzeigen. 
[bookmark: _Ref113465399]Erfüllt der Auftragnehmer seine Verpflichtungen aus diesem Vertrag nicht, nicht vollständig oder nicht ordnungsgemäß, so kann der Auftraggeber den Auftragnehmer, unbeschadet seiner übrigen gesetzlichen und vereinbarten Ansprüche, einmalig unter Wahrung einer angemessenen Frist, zur ordnungsgemäßen Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen anhalten. Kommt der Auftragnehmer seinen Pflichten innerhalb dieser Frist nicht nach, so ist der Auftraggeber berechtigt, die Leistungen auf Kosten des Auftragnehmers entweder selbst durchzuführen oder durch einen Dritten durchführen zu lassen (Ersatzvornahme). Wenn die Leistung keinen Aufschub duldet, als dass die Sicherheit der Bevölkerung in der Notfallrettung aktuell reduziert, eingeschränkt oder aufgehoben wird, ist der Auftraggeber auch ohne vorherige Fristsetzung zur Ersatzvornahme berechtigt. Die beiden vorangegangenen Sätze gelten nicht, soweit der Auftragnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
[bookmark: _Ref65054784]Kann der Auftragnehmer die Einsatzbereitschaft bezogen auf den Betrieb eines oder mehrerer Rettungsmittel oder bezogen auf den Betrieb der gesamten Rettungswache mehr als zwei Tage nicht sicherstellen, kann sich die Ersatzvornahme auch auf einen größeren Leistungsumfang sowie einen längeren Zeitraum erstrecken. In diesem Fall wird der Auftragnehmer vor der Erweiterung der Ersatzvornahme zu seiner Leistungsfähigkeit angehört. 
10.2 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, Verstöße gegen gesetzliche Bestimmungen und Vorschriften bzgl. des Leistungsgegenstandes dem Auftraggeber unverzüglich in Textform anzuzeigen. Dies gilt insbesondere für Verstöße gegen die Bestimmungen des Datenschutzes. 
10.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber über besondere Vorkommnisse, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Leistungserbringung stehen (z. B. Patientenschädigung im Rahmen der medizinischen Versorgung, Patient stürzt von Trage, Beschädigungen am Eigentum Dritter) unverzüglich zu informieren. Gleiches gilt für Beschwerden und Vorwürfe bezogen auf die Leistungserbringung.
10.4 [bookmark: _Ref65054865]Der Auftragnehmer stimmt für den Fall der Ersatzbeauftragung eines Dritten nach Ziffer 10.2 bereits jetzt der (Mit-) Nutzung des Rettungswachenstandortes durch einen Dritten bzw. dessen Mitarbeiter zwecks Durchführung der beauftragten Rettungsdienstleistungen zu. 
10.5 Die Kosten für eine Ersatzvornahme sind binnen 30 Kalendertagen nach Rechnungseingang auf das hierfür benannte Bankkonto des Auftraggebers zu erstatten. Unberührt bleibt das Recht des Auftraggebers, diese Kosten gegen Forderungen des Auftragnehmers aufzurechnen. 
11 [bookmark: _Toc186715544]Öffentlichkeitsarbeit des Auftragnehmers
11.1 Werbung des Auftragnehmers im Kreis Euskirchen, inklusive der Veröffentlichung von Rufnummern, zum Angebot rettungsdienstlicher Leistungen im Kreis Euskirchen ist unzulässig. Eine Werbung für den Auftragnehmer als Erbringer rettungsdienstlicher Leistungen im Rahmen des vorliegenden Leistungspaketes bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung durch den Auftraggeber. 
11.2 Werbeträger des Auftragnehmers und/oder auftragnehmerspezifische Aufschriften und/oder Aufkleber und/oder jede weitere Kennzeichnung des Rettungsfahrzeuges, welches durch den Auftraggeber bereitgestellt wird, ist unzulässig. Eine Identitätskennzeichnung der einrichtungsbezogenen Personalzugehörigkeit am Fahrzeug ist nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den Auftraggeber im Rahmen dessen technischer Vorgaben möglich. 
12 [bookmark: _Ref113471780][bookmark: _Toc186715545]Betriebshaftpflichtversicherung
12.1 [bookmark: _Ref113470826]Der Auftragnehmer unterhält während der gesamten Vertragslaufzeit hinsichtlich der vertragsgegenständlichen Leistungen eine Betriebshaftpflichtversicherung zur Deckung von Sach-, Personen- und Vermögensschäden mit branchenüblichen Mindestdeckungssummen. 
12.2 Die Versicherung gemäß Ziffer 12.1 muss mittelbare Schäden und Folgeschäden sowie Regressansprüche des Auftraggebers gegenüber dem Auftragnehmer für die Haftung des Auftraggebers gemäß § 839 BGB i.V.m. Art. 34 GG hinsichtlich durch den Auftragnehmer oder dessen Mitarbeitende verursachte Schäden mit umfassen. 
12.3 Der Auftragnehmer weist dem Auftraggeber auf Verlangen den Bestand der Betriebshaftpflichtversicherung gemäß dieser Ziffer nach. 
13 [bookmark: _Toc99528475][bookmark: _Toc186715546]Haftung
13.1 Die Haftung der Vertragsparteien richtet sich, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, nach den gesetzlichen Vorschriften. 
13.2 Die Haftung des Auftraggebers auf Schadensersatz wegen eines Mangels an den zur Nutzung überlassenen Rettungsmitteln oder wegen Verzugs mit der Beseitigung eines Mangels ist ausgeschlossen, wenn den Auftraggeber weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit trifft und es sich nicht um Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit handelt. Der Anspruch des Auftragnehmers auf Mängelbeseitigung bleibt unberührt.
13.3 [bookmark: _Ref64631944]Der Auftraggeber haftet für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie bei der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit unbeschränkt nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen.
13.4 Für leichte Fahrlässigkeit haftet der Auftraggeber im Übrigen nur bei Verletzung einer solchen vertragswesentlichen Pflicht, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung der Vereinbarung gerade ermöglicht und auf deren Einhaltung der Auftragnehmer regelmäßig vertraut und vertrauen darf.
13.5 [bookmark: _Ref64631985]Der Auftraggeber haftet im Fall von Ziff. 13.3 nicht für mangelnden wirtschaftlichen Erfolg, entgangenen Gewinn, mittelbare und sonstige Folgeschäden und Ansprüche Dritter mit Ausnahme von Ansprüchen aus der Verletzung von Schutzrechten Dritter, soweit diese Schäden nicht bei Vertragsschluss typischerweise vorhersehbar waren.
13.6 Der Betrag eines Schadensersatzes gemäß der vorstehenden Ziff. 13.5 sowie eines Ersatzes vergeblicher Aufwendungen ist auf den bei Vertragsschluss vorhersehbaren Schaden beschränkt.
13.7 Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber –soweit gesetzlich zulässig- hiermit von allen durch Dritte gegen den Auftraggeber erhobenen Ansprüche -gleich aus welchem Rechtsgrund- frei, wenn und soweit diese Ansprüche auf der Nicht- oder Schlechterfüllung der Verpflichtungen aus diesem Vertrag gründen. Dies gilt nicht, wenn und soweit der Auftragnehmer die Nicht- oder Schlechterfüllung der Vertragspflichten nicht zu vertreten hat. Die Freistellung sowie die Haftung gegenüber dem Auftraggeber in Haftpflichtfällen umfasst auch Folgeschäden.
14 [bookmark: _Toc186715547]Sicherheitsleistung
14.1 Als Sicherheit für die Vertragserfüllung ist nach Erteilung des Auftrages eine Bankbürgschaft in Höhe von 3 v.H. des „Wertungsrelevanten Gesamtpreises“ (gemäß Anlage Nr. 2) zu leisten. 
14.2 Stellt der Auftragnehmer die Sicherheit für die Vertragserfüllung (Bürgschaft) nicht binnen 18 Werktagen nach Vertragsabschluss (Zugang des Auftragsschreibens), so ist der Auftraggeber berechtigt Zahlungen einzubehalten, bis der Sicherheitsbetrag erreicht ist.
14.3 Nach Ablauf des Vertrages und der Erfüllung aller oder rechtskräftiger Entscheidung über alle bis dahin durch den Auftraggeber erhobenen Ansprüche, einschließlich eventueller Schadenersatzansprüche, wird die Erfüllungsbürgschaft an den Auftragnehmer zurückgegeben.
15 [bookmark: _Toc95901070][bookmark: _Toc186715548]Vertragsstrafen
15.1 Verletzt der Auftragnehmer bei der Vertragsdurchführung schuldhaft eine der nachfolgend aufgeführten wesentlichen Vertragspflichten, wird eine Vertragsstrafe für jeden Fall der Zuwiderhandlung fällig. 
15.2 [bookmark: _Ref65060090]Wesentliche Vertragspflichten in diesem Sinne sind für den Auftraggeber insbesondere:
a) [bookmark: _Ref68761700]Verstoß gegen die Pflicht zur Besetzung der Rettungsmittel gemäß Anlage Nr. 1 mit geeignetem Personal. 
b) [bookmark: _Ref68761679]Verstoß gegen die Pflicht zur Sicherstellung der jederzeitigen Einsatz- und Betriebsbereitschaft während der je Rettungsmittel vereinbarten Vorhalte- und Besetztzeiten gemäß Anlage Nr. 1.
c) Verstoß gegen die Pflicht zur Besetzung des Rettungsmittels im Spitzenbedarf innerhalb des geforderten Zeitrahmens gemäß Anlage Nr. 1. 
15.3 Ein Verstoß gegen die Vertragspflicht gemäß Ziff. 15.2 lit. a) liegt vor, wenn ein Rettungsmittel während der Vorhalte- und Besetztzeit ganz oder teilweise mit Mitarbeitern besetzt ist, die den fachlichen oder persönlichen Anforderungen gemäß Anlage Nr. 1 nicht genügen, oder die nicht entsprechend der Ziffer 3 des Runderlasses des MAGS NRW vom 1.1.2022 zum Einsatzzeitpunkt über die Beurteilung „Leistungsnachweis erbracht“ seitens des ÄLRD des Auftraggebers verfügen. In diesem Fall wird für jeden Einsatz eines ungeeigneten Mitarbeiters eine Vertragsstrafe in Höhe von EUR 2.000,00 fällig. Ferner liegt ein Verstoß vor, wenn ein Rettungsmittel während der Betriebs- und Vorhaltezeit ganz oder teilweise mit Mitarbeitern besetzt ist, deren oder dessen fachliche oder persönliche Eignung entgegen der Anlage Nr. 1 nicht vor Leistungsausführungsbeginn oder erstmaligem Einsatz nachgewiesen wurde. In diesem Fall wird für jeden Mitarbeiter, für den die geforderten Nachweise nicht rechtzeitig vorliegen, eine Vertragsstrafe in Höhe von EUR 50,00 fällig.
15.4 Ein Verstoß gegen die Vertragspflicht gemäß Ziff. 15.2 lit. b) liegt vor, wenn ein Rettungsmittel zu den Vorhalte- und Besetztzeiten z. B. aufgrund unvollständiger Besetzung nicht einsatzbereit ist. In diesem Fall wird für jede betroffene Dienstschicht eine Vertragsstrafe in Höhe von EUR 5.000,00 fällig.
15.5 Ein Verstoß gegen die Vertragspflicht gemäß Ziff. 15.2 lit. c) liegt vor, wenn ein Rettungsmittel im Alarmierungsfall nicht innerhalb des geforderten Zeitrahmens einsatzbereit ist. In diesem Fall wird für jede betroffene Alarmierung eine Vertragsstrafe in Höhe von EUR 5.000,00 fällig.
15.6 Die Geltendmachung weitergehender Ansprüche und Rechte des Auftraggebers bei wiederholter Vertragspflichtverletzung, insbesondere auf Schadensersatz sowie zur außerordentlichen Kündigung, bleibt unberührt.
15.7 Die Summe aller während der Vertragslaufzeit verwirkten Vertragsstrafen darf insgesamt 5 % des wertungsrelevanten Angebotspreises gemäß Anlage Nr. 2 nicht übersteigen. Gemessen an der Höchstgrenze zu viel gezahlte Vertragsstrafen werden nach Ende der Vertragslaufzeit vom Auftraggeber an den Auftragnehmer zurückerstattet. Verwirkte Vertragstrafen werden auf darüberhinausgehende Schadensersatzansprüche angerechnet.
15.8 Vertragsstrafen können bis längstens neun Monate, nachdem der Auftraggeber von dem Umstand, der zur Geltendmachung der Vertragsstrafe berechtigt, Kenntnis erlangt hat, geltend gemacht werden. 
16 [bookmark: _Toc99528478][bookmark: _Toc186715549]Nachunternehmer
16.1 Beabsichtigt der Auftragnehmer nach Vertragsschluss den Einsatz neuer, dem Auftraggeber noch nicht benannter Nachunternehmer, so ist zuvor die schriftliche Zustimmung des Auftraggebers einzuholen. 
16.2 Als Nachunternehmer dürfen nur solche Organisationen oder Vereinigungen eingesetzt werden, welche die Voraussetzungen gemäß Ziffer 3.3 erfüllen. 
16.3 Der Auftraggeber wird die Zustimmung zum Einsatz neuer Nachunternehmer nur aus wichtigem Grund (z. B. wegen fehlender Gemeinnützigkeit oder wegen der begründeten Erwartung einer Pflichtverletzung, insbesondere der Nichteinhaltung der Geheimhaltungs-, Vertraulichkeits- und Datenschutzverpflichtungen, oder wegen fehlender Eignung) verweigern. 
16.4 Soweit sich der Auftragnehmer zur Erfüllung seiner Leistungspflichten Nachunternehmern bedient, ist er verpflichtet, sicherzustellen, dass diese sämtlichen erforderlichen fachlichen und sachlichen Anforderungen erfüllen. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die Pflichten nach diesem Vertrag mindestens für den jeweils übertragenen Aufgabenbereich auch gegenüber dem eingesetzten Nachunternehmer vollumfänglich gelten.
16.5 Die vorstehenden Regelungen gelten für alle Nachunternehmer, unabhängig davon, auf welcher Nachunternehmerebene sie für die Vertragsdurchführung eingesetzt sind.
17 [bookmark: _Toc99528480][bookmark: _Toc186715550]Vertragslaufzeit und Leistungszeitraum 
Der Vertrag beginnt mit der Beauftragung. Der Leistungsausführungsbeginn ist frühestens der 01.12.2026, 07:30 Uhr und spätestens der 01.05.2027, 07:30 Uhr. 
Hinsichtlich des Vertragsendes gelten für die einzelnen Leistungsteile folgende Regelungen:
· Die Hauptleistungspflichten 1 und 2 enden 60 Monate nach dem tatsächlichen Leistungsausführungsbeginn, ohne dass es einer Kündigung bedarf.
· Die Hauptleistungspflicht 3 endet abweichend hiervon nach einer Grundlaufzeit von 18 Monaten ab Leistungsausführungsbeginn, es sei denn, der Auftraggeber übt seine vertraglichen Verlängerungsoptionen (maximal weitere 12 Monate) aus. Die Hauptleistungspflicht 3 endet nach dem 18. Vertragsmonat in jedem Fall vorzeitig mit einer Frist von 3 Monaten zum Monatsende durch Erklärung des Auftraggebers, sobald die kreiseigene Rettungswache betriebsbereit ist, spätestens jedoch mit dem vollständigen Ablauf des Vertrages nach 30 Monaten.
18 [bookmark: _Toc99528481][bookmark: _Toc186715551]Pflicht zur kooperativen Vertragsabwicklung
18.1 Der Auftragnehmer ist zum Vertragsende zur Kooperation verpflichtet und muss den Auftraggeber im Hinblick auf eine geordnete Abwicklung dieses öffentlich-rechtlichen Vertrags unterstützen. 
18.2 Im Falle eines Auftragnehmerwechsels ist der Auftragnehmer insbesondere dazu verpflichtet, an der geordneten sowie zeitgerechten Übergabe der zur Verfügung gestellten Rettungsmittel, Sachbestände und der vertragsgegenständlichen Rettungswache auf einen neuen Auftragnehmer aktiv mitzuwirken. 
18.3 Der Auftragnehmer ist außerdem verpflichtet, alles zu unterlassen, was einem neuen Leistungserbringer die rechtzeitige Leistungsausführung erschwert oder gar unmöglich macht und damit unmittelbar den Sicherstellungsauftrag des Auftraggebers oder die Wirtschaftlichkeit der Durchführung der Rettungsdienstleistungen im Kreis Euskirchen gefährdet. 
19 [bookmark: _Toc99528482][bookmark: _Toc186715552]Kündigung
19.1 Dieser Vertrag kann von beiden Vertragsparteien aus wichtigem Grund fristlos gekündigt werden. 
19.2 Ein wichtiger Grund liegt für den Auftraggeber insbesondere vor, wenn:
a) der Auftragnehmer trotz schriftlicher Abmahnung und angemessener Fristsetzung seinen Pflichten zur ordnungsgemäßen Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben im wiederholten Falle nicht erfüllt;
b) die Versorgung der Patienten durch wiederholtes unzulängliches Verhalten oder Fehlverhalten des Personals oder durch medizinische Schlechtleistungen nicht sach- und fachgerecht erbracht wird;
c) das Personal die Teilnahme und Anforderungen an die Fortbildung für nichtärztliches Personal im Rettungsdienst auch nach vorheriger Nachfristsetzung nicht erfüllt;
d) Personal im Einsatz ohne Entscheidung des Auftraggebers eingesetzt wird, welches strafrechtlich belangt oder gesundheitlich diensteingeschränkt oder gesundheitlich dienstunfähig ist. 
e) ohne vorherige Freigabe durch den Auftraggeber, Personal eingesetzt wird, welches strafrechtlich belangt oder gesundheitlich diensteingeschränkt ist, oder wenn Personal eingesetzt wird, welches gesundheitlich dienstunfähig ist;
f) die Sicherheit und Leistungsfähigkeit des Betriebes des Auftragnehmers nach Maßgabe von § 19 Abs. 1 und 2 RettG NRW nicht mehr gewährleistet sind;
g) Tatsachen vorliegen, die Zweifel an der Zuverlässigkeit des Auftragnehmers oder der zur Führung der Geschäfte bestellten Person begründen, insbesondere den Verpflichtungen zuwidergehandelt wird, die dem Auftragnehmer nach dem RettG NRW oder nach den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften im Hinblick auf die Zuverlässigkeit obliegen, insbesondere wenn der Auftragnehmer die ihm obliegenden arbeitsrechtlichen, sozialrechtlichen oder steuerrechtlichen Verpflichtungen wiederholt nicht erfüllt hat;
h) im Interesse der öffentlichen Sicherheit erlassenen Vorschriften z. B. die jeweils gültigen Dienst- und Verfahrensanweisungen des Ärztlichen Leiters Rettungsdienst des Auftraggebers vom Auftragnehmer wiederholt nicht befolgt werden;
i) der Auftragnehmer Personen, die auf Seiten des Auftraggebers mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrags befasst sind, Vorteile anbietet, verspricht oder gewährt; solchen Handlungen des Auftragnehmers selbst stehen Handlungen von Personen gleich, die von ihm beauftragt oder für ihn tätig sind. Dabei ist es gleichgültig, ob die Vorteile den vorgenannten Personen oder einem Dritten in ihrem Interesse angeboten, versprochen oder gewährt werden. In diesem Fall bedarf es keiner vorherigen Abmahnung.
19.3 Als wichtiger Grund für den Auftraggeber gelten auch gesetzliche, gerichtliche oder aufsichtsbehördliche Maßnahmen, die diesem Vertrag die rechtliche oder tatsächliche Grundlage ganz oder teilweise entziehen. Gleiches gilt für wesentliche Änderungen der Leistungsumfänge infolge von Bedarfsänderungen im Sinne von Ziffer 6, die eine Fortsetzung des Vertragsverhältnisses für einen Beteiligten unzumutbar machen.
19.4 Ist das optionale Angebot, zu dessen Abgabe der Auftragnehmer bei Bedarfsänderungen nach Ziffer 6.8 verpflichtet ist, inhaltlich und preislich erkennbar unangemessen, besteht für den Auftraggeber ein Sonderkündigungsrecht zum bestehenden Vertrag, wenn ohne optionale Beauftragung den Vorgaben des Rettungsbedarfsplans in der fortgeschriebenen Fassung nicht genügt werden kann.
19.5 Vor der Kündigung kann dem Auftragnehmer Gelegenheit gegeben werden, zu dem Kündigungsgrund Stellung zu nehmen.
19.6 Die Kündigung dieses Vertrags bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.
20 [bookmark: _Toc99528483][bookmark: _Toc186715553]Schlussbestimmungen
20.1 Dieser Vertrag enthält sämtliche Abreden der Parteien. Nebenabreden sind nicht getroffen.
20.2 Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für diese Bestimmung. 
20.3 Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrags unwirksam, nichtig oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt die Wirksamkeit des Vertrags im Übrigen unberührt. In diesen Fällen werden die Vertragsparteien die unwirksame, nichtige oder undurchführbare Bestimmung durch eine wirksame oder durchführbare Bestimmung ersetzen, die dem mit der unwirksamen, nichtigen oder undurchführbaren Bestimmung verfolgten wirtschaftlichen Ziel am nächsten kommt. Dies gilt auch für planwidrige Regelungslücken dieses Vertrags.
20.4 Der Auftragnehmer kann die Ansprüche aus diesem Vertrag nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers an Dritte abtreten.
20.5 Der Auftragnehmer kann mit Forderungen aus diesem Vertrag nur aufrechnen, wenn diese unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.
20.6 Dieser Vertrag richtet sich nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.
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